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„Die privaten 
Baugesellschaften 

können sehr wohl auch 
wohnbaugeförderte 
Anlagen errichten.“ 

Der soziale Wohnbau soll durch so genannte Raumordnungsverträge bei der Umwidmung von Frei- in Bauland ermöglicht werden. Foto: Rita Falk

Innsbruck, Längenfeld – Mit 
Raumordnungsverträgen ver-
fügen Gemeinden über einen 
wirksamen Hebel für leistba-
res Wohnen. Bei Widmungen 
von Frei- in Bauland können 
sie u. a. festlegen, ob die Hälf-
te des Grundstücks zu sozial 
verträglichen Preisen veräu-
ßert werden oder bei einem 
Vorhaben ein Teil der Wohn-
einheiten zu Bedingungen der 
Wohnbauförderung errichtet 
werden muss. In der Raum-
ordnungsnovelle des Landes 
werden die Vorgaben dafür 
noch einmal konkretisiert.

Auf einen solchen privat-
rechtlichen Vertrag hat sich 
eine Baugesellschaft 2021 in 
Längenfeld eingelassen. Die 
Gemeinde beharrte bei der 

Höchstgericht bestätigt 
Vorrang für sozialen Wohnbau
Nachträgliche Klage gegen einen Widmungsvertrag zur Errichtung von 

zwölf wohnbaugeförderten Wohnungen in Längenfeld abgewiesen.

Widmung darauf, dass nur 
zwölf wohnbaugeförderte 
Wohnungen entstehen dür-
fen. Zwar hatte die Wohn-
baugesellschaft Bedenken 
dagegen angemeldet, aber ak-

zeptierte den Vertrag. Danach 
erfolgte jedoch die Klage.

Bei Abschluss des Ver-
trags habe man sich in einer 
„Zwangslage“ befunden, der  
Raumordnungsvertrag als 

Voraussetzung für die Ände-
rung eines Flächenwidmungs-
plans und die Erlassung eines 
Bebauungsplans stelle ein 
schuldhaft rechtswidriges Ver-
halten dar, wurde argumen-
tiert. Der Bauträger hat auf 
Schadenersatz geklagt, weil er 
die Wohnungen und die Ab-
stellplätze seines Neubaupro-
jekts nicht frei finanziert ver-
äußern könne.

Bezirks- und Landesgericht 
wiesen die Klage jedoch ab, 
jetzt hat der Oberste Gerichts-
hof die rechtliche Zulässigkeit 
des Raumordnungsvertrags 
ebenfalls bestätigt. „Ein Raum-
ordnungsvertrag, mit dem sich 
ein Bauträger gegenüber einer 
Gemeinde zur Bebauung ei-
ner ihm gehörenden Liegen-
schaft mit einer förderbaren 
Gesamtanlage verpflichtet, ist 
jedenfalls dann grundsätzlich 
zulässig, wenn die Liegen-
schaft zuvor als Freiland ge-
widmet war und erst durch die 
Umwidmung, die aufgrund 
des Raumordnungsvertrags 
erfolgte, bebaubar wurde“, 
heißt es in der Begründung 
des Höchstgerichts.

Für Raumordnungsrefe-
rent Josef Geisler (VP) kann 
damit nicht mehr an der Ver-
tragsraumordnung gerüt-
telt werden. „Sie wird zwar 
immer wieder angefochten, 
doch die Rechtsprechung ist 
mittlerweile klar.“ Das öffent-
liche Interesse am leistbaren 
Wohnen sei dokumentiert. 
Mit der Vertragsraumord-
nung hätten die Gemeinden 
nämlich ein wirkungsvolles 
Instrument für die Schaffung 
von leistbarem Wohnraum in 
der Hand. 

Private Bauträger fühlen 
sich benachteiligt. Durch 
Vorgabe überhöhter Wohn-
bauförderungs-Anteile sind 
aus ihrer Sicht viele Projekte 
wirtschaftlich nicht mehr re-
alisierbar. Es sei unrealistisch 
anzunehmen, dass Grund-
stückseigentümer gewidmetes 
Bauland Bauträgern großflä-
chig zu Wohnbauförderungs-
Preisen veräußern würden. 
Geisler sieht allerdings keine 
Benachteiligung: im Gegen-
teil. „Die privaten Baugesell-
schaften können sehr wohl 
auch wohnbaugeförderte An-
lagen errichten.“ (pn)

Privatrechtliche Verträge. Mit 

der Vertragsraumordnung ha-

ben die Gemeinden die Mög-

lichkeit, leistbares Wohnen 

zu fördern. Dabei müssen bei 

Neu- und Umwidmungen von 

Freiland in Bauland 50 Prozent 

der Fläche zu Wohnbauförde-

rungspreisen an die Gemeinde 

abgetreten werden.

Verträge über Vergabemög-

lichkeiten. Die Gemeinde 

kann sich dabei auch die 

Vergabe von Wohnungen 

einräumen lassen.

Vertragswidmung

Mit der Vertragsraumord-

nung kann die Bebauung 

festgelegt werden. Foto: APA

Innsbruck – Die höchst-
gerichtliche Entscheidung 
darf als rechtspolitischer 
Fingerzeig zur Auslegung 
des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes gesehen 
werden. Mit nun allgemei-
ner Wirkung formuliert der 
Oberste Gerichtshof klar: 
„Die Schutzwürdigkeit der 
Baugesellschaft, die se-
henden Auges das Risiko 
einging, dass die Bebau-
ung und der Projekterlös 
letztlich nicht ihren Vor-
stellungen entsprach, tritt 
deutlich gegenüber den 
öffentlichen Interessen zu-
rück, die die Gemeinde im 

Einklang mit den Zielen des 
Tiroler Raumordnungsge-
setzes verfolgte, nämlich 
das Raumordnungsziel 
,leistbares Wohnen‘ zu ver-
wirklichen.“ 

Die Kanzlei Lang vertrat 
die Gemeinde über die In-
stanzen. Rechtsanwältin 
Julia Fiegl-Lang: „Mit die-
sem OGH-Urteil haben 
die Gemeinden erstmals 
Rechtssicherheit. Wenn die 
Gemeinde ein Grundstück 
umwidmet, kann sie vertrag-
lich sicherstellen, dass alle 
Wohnungen für den geför-
derten Wohnbau verwen-
det werden müssen.“ (fell)

„Gemeinden haben nun 
Rechtssicherheit“

Innsbruck – Strukturell und 
administrativ geloben die 
Tirol Kliniken bei ihrer eige-
nen Pathologie, der Innpath-
Gesellschaft, Besserung. Sie 
hat über 50 MitarbeiterIn-
nen, jährlich werden rund 
40.000 Proben untersucht. 
Wie berichtet, fordert der 
Rechnungshof bei dem 2018 
gegründeten Unternehmen 
jedoch mehr Transparenz 
und klare Richtlinien, was 
die Verträge, Nebenbeschäf-
tigungen, Ausschreibungen  
und Vergabe von Fremd-
dienstleistungen betrifft. Vor 
allem der ärztliche Leiter, 
Geschäftsführer und Fach-
arzt an der Innpath, Afschin 
Soleiman, gerät dabei ins Vi-
sier der Kritik.

Zu viele Tätigkeiten

Während der Bundesrech-
nungshof (RH) Unvereinbar-
keiten bemängelt, bezeichnet 
ihn der medizinische Ge-
schäftsführer der Tirol Kli-
niken Christian Haring als 
Rückgrat der Innpath und für 
die pathologischen Untersu-
chungen im Zusammenhang 
mit der Patientenversorgung. 
Dennoch: Wie der RH aus-
führt, übt Soleiman neben 
seiner Vollzeitbeschäftigung 
als Facharzt bei der Inn path 
und seiner Tätigkeit als Ge-
schäftsführer noch sieben 
Nebenbeschäftigungen aus. 
Bei fünf privaten Firmen ist 
er ebenfalls Geschäftsführer.

Kritisiert wird außerdem  
Soleimans Gehalt, das nicht 
der Manager-Richtlinie des 
Landes entspricht. Unter 
Einbeziehung sowohl des 
Entgelts als Facharzt als auch 
der Zulage von 47 Prozent 

seines Gehalts für die Funk-
tion des Geschäftsführers 
liegt sein monatlicher Bezug 
deutlich über jenem des Ti-
roler Landeshauptmanns.

Medizin-Rektor sieht Anstoß

Dass die Medizinische Uni-
versität Innsbruck mit ei-
nem infrastrukturell aufge-
rüsteten Pathologie-Institut 
nur ein Schattendasein fris-
tet, sieht der Rechnungshof 
ebenso kritisch. Seit Jahren 
gibt es Gespräche über eine 
bessere Zusammenarbeit, in 
der Neuropathologie gibt es 
gute Ansätze. Medizin-Rek-
tor Wolfgang Fleischhacker 
hofft deshalb, dass der Rech-
nungshof-Bericht ein wich-
tiger Anstoß für eine vertie-
fende Zusammenarbeit und 
Synergien zwischen den bei-
den Pathologien ist. 

Das erwartet sich gleich-
falls Liste-Fritz-Parteiobfrau 
Andrea Haselwanter-Schnei-
der. „Nicht alles muss ausge-
lagert werden. Es gibt einen 
Zusammenarbeitsvertrag 
der Tirol Kliniken mit der 
medizinischen Universität.“ 
Insgesamt ortet Haselwan-
ter-Schneider bei 32 Emp-
fehlungen des Rechnungs-
hofs ein Kontrollversagen 
durch die zuständige Ge-
sundheitslandesrätin Corne-
lia Hagele (VP) und die Tirol 
Kliniken. „Eigentlich  war das 
Ziel ja eine Reduktion von 
Nebenbeschäftigungen, hier 
werden Nebenbeschäftigun-
gen geradezu gefördert. Dem 
ärztlichen Leiter werden 
Leistungen nahezu vergol-
det. Bei solchen Gehältern 
müssen Mehrleistungsstun-
den inkludiert sein.“ (pn)

Pathologie-Chef  
mit sieben 

weiteren Jobs
Zu viel ist zu viel: Das kritisiert der Bundes-

rechnungshof beim Geschäftsführer der 

Pathologie von den Tirol Kliniken. Auch sein 

Gehalt mit hoher Zulage stößt sauer auf.

Kommentar

Von Peter Nindler

D ie Kritik des Bundes-

rechnungshofs an der 

Pathologie der Tirol Kliniken ist 

nicht ohne. Das hat nichts mehr 

mit schlampigen Verhältnissen 

zu tun. Die strukturelle Notlage, 

die zur Gründung einer eigenen 

Pathologie vor sechs Jahren 

geführt hat, weil das universitäre 

Pathologie-Institut abgewirt-

schaftet wurde, ist längst vorbei.

Die privatwirtschaftliche 

Struktur der „Innpath“ entspricht 

wahrscheinlich mehr den mo-

dernen Anforderungen in einem 

höchst vielfältigen und komple-

xen medizinischen Fachbereich. 

Der jedoch eine zentrale Rolle in 

der Patientenversorgung spielt, 

zumal das (erkrankte) Gewebe 

untersucht wird. Das ist ent-

scheidend für die Diagnose und 

die anschließende Therapie. Vor 

allem in der Onkologie.

Gesellschafter sind allerdings 

die Tirol Kliniken und dahinter 

steht das Land. Im öffentlichen 

Bereich benötigt es unbedingt 

Transparenz, wichtige Kont-

rollmechanismen wie einen 

Aufsichtsrat bzw. das Einhalten 

der Managerrichtlinie sowie der 

Corporate-Governance-Leitlinien 

(„Unternehmensführung und 

-kontrolle“) für Beteiligungen.

Die Zusammenarbeit zwischen 

den beiden Pathologien an der 

Med-Uni und den Tirol Kliniken ist 

natürlich ein Gebot der Stunde. 

Wobei der Schwerpunkt bei den 

Befundungen eindeutig bei der 

Innpath bleiben muss. Doch Leh-

re und Wissenschaft benötigen 

eine funktionierende universitäre 

Pathologie, die dann wiederum 

durch Forschung das Erkennen 

von Erkrankungen 

weiterentwickelt 

und exakter 

macht. Und das 

kommt genauso 

der Patienten-

versorgung 

zugute. 

Ohne Transparenz und 
Kontrolle geht es nicht 

Im bayerischen Inntal gibt es massive Bürger-Proteste gegen den viergleisigen 

Ausbau und die vorgesehene Trasse für die Zulaufstrecke. Foto: Bürgerforum Inntal

Innsbruck, München – Im 
Wahlkampf für die deutsche 
Bundestagswahl am 23. Feb-
ruar macht die in Bayern regie-
rende CSU Druck. Sie drängt 
auf eine Trassenänderung für 
die Zulaufstrecke zum Bren-
nerbasistunnel im Bereich Ro-
senheim. Dies soll auch in ei-

nen Koalitionsvertrag bei der 
Regierungsbildung hineinver-
handelt werden.

Damit droht eine Verzöge-
rung des 10-Milliarden-Pro-
jekts von weiteren Jahren. 
Eine Fertigstellung vor 2050 
wird deshalb immer unwahr-
scheinlicher. (TT)

Brenner-Nordzulauf 
steckt im Wahlkampf fest
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Von Peter Nindler

Innsbruck – Für die 277 Ge-
meinden wird es ein wirt-
schaftlich-finanziell äußerst 
herausforderndes Jahr. Für 
den Gemeindeverband, der 
sie als Interessenvertretung 
vertritt, ebenfalls. Schließlich 
dürfte er heuer mit konkre-
ten Forderungen nach der 
10-Millionen-Euro-Pleite der 
verbands eigenen GemNova-
Dienstleistungsgruppe kon-
frontiert werden. Andererseits 
ist der Verband kein Selbst-
läufer mehr. Hall hat sich von 
ihm verabschiedet, St. Johann 
und Fritzens folgen 2026.

Gemeindeverbandspräsi-
dent Karl-Josef Schubert geht 
es deshalb darum, umfassen-
de Überzeugungsarbeit zu 
leisten, wie er gegenüber der 
TT betont. Zugleich spricht 
er sich für tiefgreifende Re-
formen bei den finanziellen 
Transferleistungen an das 
Land aus. „Seit Jahrzehnten 
werden immer mehr Aufga-
ben an die Gemeinden über-
tragen, ohne die Finanzierung 
dafür langfristig zu sichern.“ 
Trotz der angespannten kom-
munalen Budgets lehnt Schu-
bert Zwangsfusionen von 
Gemeinden ab. Vielmehr be-
nötige es noch mehr Zusam-
menarbeit unter den Kom-
munen, „die auch steuerlich 
begünstigt werden müssen“.

Den Debatten über den 
Gemeindeverband will sich 
Schubert offensiv stellen. Als 
Beispiel nennt er Lienz, wo 
die Zweifel an einer Mitglied-
schaft schlussendlich ausge-
räumt werden konnten. „Die 
GemNova-Pleite ist nicht im-
mer der Hauptgrund, warum 
die Sinnhaftigkeit des Ver-
bands infrage gestellt wird. 
Es geht generell um finanzi-
elle und strukturelle Fragen.“ 
Schubert glaubt, dass es heuer 
„ruhiger wird“, aber ausschlie-
ßen könne er weitere Austritte 
von Gemeinden nicht. „Die 
große Austrittswelle wird es je-
doch nicht geben.“

Dass der Gemeindeverband 
lediglich eine „schwarze Vor-

feldorganisation“ mit roten 
Tupfen sei, weist Schubert ent-
schieden zurück. „Wir haben 
keine politische Ausrichtung, 
Beschlüsse werden nicht auf 
Basis von Ideologien gefasst. 
Und ich selbst treffe keine 
Entscheidung alleine.“ Als In-
teressenvertretung zeige man 
Ecken und Kanten, „zugleich 
versuchen wir das Beste für 
die Gemeinden herauszuho-
len“. Angesichts der schwieri-
gen Rahmenbedingungen sei 
eine starke Interessenvertre-
tung mehr denn je notwendig.

Tirols Gemeinden verzeich-
neten 2023 eine Rekordver-
schuldung. Sie stieg auf 1,196 
Milliarden Euro an, dazu 
kommen noch die Verbind-
lichkeiten für die Gemeinde-
verbände von 235 Mio. Euro. 
„Obwohl sich natürlich die 
wirtschaftliche Rezession ne-
gativ auf die Budgets auswirkt 
und die Folgen der Abschaf-
fung der kalten Progression 
massiv unterschätzt wurden“, 
beklagt sich Karl-Josef Schu-
bert (VP) nicht über die Ein-
nahmen. „Die viel zu hohen 

Ausgaben sind das Problem. 
Da müssen wir ansetzen, und 
zwar gemeinsam mit Land 
und Bund.“

Kritisch hinterfragt Schu-
bert die steigenden Transfer-
zahlungen (u. a. Sozialbeiträ-
ge, Gesundheitsfonds oder 
Krankenhausumlage) an das 
Land. Rund 539 Mio. Euro wa-

ren es 2023. „Das alles wird 
sich nicht mehr ausgehen, da 
braucht es eine Aufgabenre-
form.“ Alleine in den nächs-
ten zehn bis 15 Jahren müss-
ten rund 850 Millionen Euro 
in die Bezirkskrankenhäuser 
investiert werden, dazu kom-
me noch ein hoher infrastruk-
tureller Sanierungsaufwand 
bei den Schulen oder der 
örtlichen Kanalisation. „Das 
können die Gemeinden nicht 
mehr stemmen“, betont Schu-
bert. Das Schnüren von Ge-
meindefinanzpaketen ist für 
ihn nicht der Weisheit letzter 
Schluss, „es braucht eine auf 
Jahre gesicherte Finanzie-
rung“. Letztlich reduziere sich 
alles auf die Frage, was leistbar 
sei und was nicht.

Im Zusammenhang mit 
einer neuen Finanzierungs-
aufteilung, also einem Tiro-
ler Finanzausgleich, könnte 
für Schubert auch über die 
von den Tiroler Gemeinden 
entrichtete, aber seit Jahren 
umstrittene Landesumlage 
von derzeit 85 Millionen Eu-
ro diskutiert werden.

„Die große Austrittswelle 
wird es nicht geben“

Trotz einzelner Austritte und kritischer Stimmen ist für Präsident Karl-

Josef Schubert der Tiroler Gemeindeverband keineswegs in Gefahr.

Finanziell ist es in vielen Tiroler Gemeinden bereits fünf vor zwölf. Die Aussichten für heuer sind gedämpft. Foto: Rita Falk

Karl-Josef Schubert 

(Gemeindeverbandspräsident) 

„Nicht die Einnah-
men, sondern die 

viel zu hohen Ausgaben 
sind das Problem. Es 
benötigt eine Ausgaben- 
und Aufgabenreform.“
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Politik in Kürze

H eftige Kritik am beharr-
lichen Festhalten der 

ÖVP an der steuerlichen Be-
günstigung von Diesel („Die-
selprivileg“) übt der grüne 
Klubchef Gebi Mair. Nach ei-
ner Untersuchung im Auftrag 
des Landes Tirol würden bei 
einem Schwellenwert von 60 
Kilometern nur 40 Prozent 
der Lkw über den Brenner 
den kürzesten Weg nehmen. 
„60 Prozent des Transits sind 
somit Umwegverkehr und 
nehmen eine längere als die 
optimale Strecke in Kauf: mit 
mehr Spritverbrauch, hö-
heren Personalkosten und 
höherer Abnutzung. Dies er-
klärt sich im Wesentlichen 
durch niedrigere Mauten 
und Kraftstoffpreise.“ Das 

Aus für das Dieselprivileg ha-
be das Potenzial, zwei Drittel 
des Lkw-Verkehrs über den 
Brenner zu reduzieren oder 
zumindest für zusätzliche 
Einnahmen zu sorgen, die 
von internationalen Spedi-
teuren bezahlt werden.

Sollte die starke Tiroler 
Beteiligung an den Ver-
kehrsverhandlungen der 
neuen Bundesregierung al-
so am Dieselprivileg fest-
halten, dann halte sie Tirol 
auch weiterhin im Würge-
griff des Transits, erklärt 
Mair. „Die Verkehrspolitik 
von ÖVP, SPÖ und NEOS 
scheitert damit im für Tirol 
zentralen Kapitel schon, be-
vor sie überhaupt begonnen 
hat. Das sind sehr schlechte 
Nachrichten und wir brau-
chen entschiedenen Wider-
stand aus der Tiroler Be-
völkerung, den wir Grüne 
 anführen wollen.“

S üdtirols Landeshaupt-
mann Arno Kompat-

scher bezeichnet es als 
wichtige Weichenstellung, 
dass endlich die Ausschrei-
bung für die Konzession der 
Brennerautobahn in Südti-
rol erfolgt sei. Die Konzes-
sion sei ein zentraler Faktor 
für die Zukunft der Region 
und der gesamten Brenner-
achse. „Wir haben einen am-
bitionierten Plan entwickelt, 
der darauf abzielt, den ers-
ten Green Corridor Europas 
zu schaffen.“ Dieses Projekt 
umfasse bedeutende Inves-
titionen in Trentino-Süd-
tirol sowie konkrete Maß-
nahmen zur Reduktion von 
Lärm- und Luftverschmut-
zung, wie Schallschutzwän-
de und die Begrenzung des 
 Schwerverkehrs. (pn)

Grüne fordern Aus für das Dieselprivileg

Gebi Mair übt harsche Kritik an 

der Volkspartei. Foto: Rita Falk

Aus der Grundsteuer für Immobilien werden derzeit in Tirol jährlich rund 80 

Millionen Euro eingenommen. Foto: imago/Simon

Innsbruck, Wien – Es ist eine 
langjährige Forderung der 
österreichischen Gemein-
den. Auch aus Tirol. Die 
Grundsteuer ist eine aus-
schließliche Gemeindeab-
gabe. Der Gemeindebund 
drängt seit Jahrzehnten auf 
eine Reform, weil die Be-
messungsgrundlage der so 
genannten Grundsteuer B 
seit der ersten und einzigen 
Hauptfeststellung 1973 nicht 
mehr aktualisiert wurde. 
Zwischenzeitlich erfolgten 
lediglich pauschale Anhe-
bungen der Einheitswerte.

Vor allem geht es um die-
se Grundsteuer B, die Ein-
familienhäuser, Miet- und 
Gewerbeimmobilien sowie 
andere bebaute und unbe-
baute Grundstücke umfasst. 
Für ein durchschnittliches 
Einfamilienhaus müssen 
derzeit 15 bis 20 Euro pro 
Monat an Grundsteuer be-
rappt werden. Für landwirt-
schaftliche Flächen muss 
Grundsteuer A gezahlt wer-
den. Die Tiroler Gemein-
den nehmen jährlich rund 
80 Millionen Euro aus der 
Grundsteuer ein, österreich-
weit sind es 750 Millionen 
Euro. Laut Österreichischem 
Gemeindebund betragen die 
Mindereinnahmen für die 
Gemeinden durch die feh-
lende Valorisierung pro Jahr 
380 Millionen Euro. Auf Tirol 
würden davon rund 30 bis 35 
Millionen Euro entfallen.

Auf der Suche nach Ein-
nahmen für das schwer an-
geschlagene Bundesbudget 
kam auch die Erhöhung der 
Grundsteuer auf das Tapet 
der Regierungsverhand-
lungen zwischen ÖVP, SPÖ 
und NEOS. Und da soll es 
nicht nur Bewegung gege-
ben haben, sondern auch 
einen Durchbruch. Denn 
die Grundsteuer B könnte 
deutlich erhöht werden. Im 
Raum steht zumindest ei-
ne Verdoppelung, dadurch 
würden 750 Millionen Euro 
zusätzlich in die Gemein-
dekassen fließen.

So sehr wegen der seit 50 
Jahren nicht mehr angetas-
teten Einheitswerte, die für 
die Berechnung der Grund-
steuer maßgeblich sind, eine 
Erhöhung eigentlich begrüßt 
wird, gibt es in Tirol doch ei-
nige Vorbehalte dagegen. Im 
Land wird befürchtet, dass 
sich eine höhere Grundsteu-
er negativ auf die Wohnkos-
ten auswirken würde. Die 
schwarz-rote Landesregie-
rung hat sich schließlich 
leistbares Wohnen auf die 
Fahnen geheftet. Die Be-
fürchtung: Die Immobili-
enpreise beim Verkauf bzw. 
die Mieten steigen. Das Land 
versucht bereits mit einer 
Leerstandsabgabe Wohn-
raum zu mobilisieren. 

7,6 Mio. Euro für Feriensitze

Aus der Freizeitwohnsitz-
abgabe lukrierten die Tiro-
ler Gemeinden 2023 rund 
7,6 Millionen Euro. Das 
Geld fließt ebenfalls in die 
 Gemeindekassen. (pn)

Grundsteuer 
vor deutlicher 

Erhöhung
Bei den Koalitionsverhandlungen in Wien 

hat man sich offenbar auf eine deutliche 

Erhöhung der Grundsteuer geeinigt. In Tirol 

herrscht eine gewisse Skepsis dagegen.

Hintergrund
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